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Angesichts der weiter zunehmenden Corona-Fälle und der flä-
chendeckenden Schließung von Kindertagesstätten, Schulen, 
Restaurants, Geschäften etc. stellen sich zahlreiche Fragen für 
Unternehmen, Beschäftigte und ihre Interessenvertretungen. So 
stehen z.B. Millionen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern in Deutschland vor akuten Betreuungsproblemen und po-
tenziell auch vor Einkommensunsicherheiten. Ungewiss ist z.B. 
auch die Situation derjenigen Beschäftigten, deren Betriebe von 
den behördlich angeordneten Schließungen erfasst sind, also Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in Kindergärten, Schu-
len, Universitäten, Kultur- und Sporteinrichtungen, Gaststätten, 
im Handel und der Unterhaltungsindustrie beschäftigt sind. Die 
existierenden gesetzlichen Regelungen sind nur bedingt geeignet, 
angemessene Lösungen bereit zu stellen; sie sind auf ein derart 
flächendeckendes Ereignis nicht ausgerichtet. Es bedarf in einigen 
Punkten daher dringend flächendeckender politischer Lösungen. 
Die unterstehenden Ausführungen bieten eine grobe Orientierung 
zu im Kontext Corona auftretenden arbeitsrechtlichen Fragestel-
lungen. 
 
1. Ich möchte eine Ansteckung mit dem Corona Virus 
vermeiden. Wann darf ich, wann muss ich zu Hause 
bleiben? 
Eine einfache Antwort gibt es nicht. Es ist zwischen verschiedenen 
Situationen zu unterscheiden:
• Die bloße Befürchtung, sich bei Verlassen der Wohnung mögli-

cherweise mit dem Corona-Virus anzustecken, genügt nicht, 
damit Sie der Arbeit fernbleiben dürfen. Denn eine nur poten-
zielle Ansteckungsgefahr – auf dem Weg zur Arbeit oder am 
Arbeitsplatz – gehört zum allgemeinen Lebensrisiko. Diese trägt 
jede und jeder Beschäftigte selbst. 

• Angesichts der aktuellen Lage und der Aufforderung der Ge-
sundheitsexperten und der Politik, soziale Kontakte auf das Min-
destmaß zu begrenzen, ermöglichen derzeit viele Arbeitgeber 
ihren Beschäftigten, die Arbeit von Zuhause aus zu erledigen. In 
vielen Betrieben bestehen schon heute Regelungen zur Arbeit 
im Home Office / von Zuhause aus; auf diese kann und sollte zu-
rückgegriffen werden. Bitte prüfen Sie jedoch, welche Abspra-
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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 
Die Corona Pandemie trifft jeden einzelnen Menschen in Deutsch-
land. Aktuell leisten viele in ver.di organisierte Kolleginnen und 
Kollegen Unglaubliches: Insbesondere in Krankenhäusern und in der 
Pflege trotzen die Beschäftigten diesem zusätzlichen Ansturm trotz 
des erheblichen Personalmangels.
Gerade für die Leistungsfähigkeit unseres Gesundheitssystems ist es 
unerlässlich, dass sich die Menschen an die aktuellen Verhaltenshin-
weise zur Beschränkung des öffentlichen Lebens halten.
Aber auch in anderen Bereichen sind die Kolleginnen und Kollegen 
aktuell besonders gefordert: Im Einzelhandel, den Versorgungsunter-
nehmen, den Stadtverwaltungen oder auch den Verkehrsbetrieben, 
um nur ein paar Beispiele zu nennen. Ihnen allen gebührt unser 
Dank für ihren Einsatz um die öffentliche Infrastruktur in unserem 
Land.
Aktuell muss hier vor allem der Arbeits- und Gesundheitsschutz der 
Kolleginnen und Kollegen absolute Priorität haben. Die Arbeitgeber 
sind gefordert, die bestmöglichen Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Beschäftigten in ihren systemrelevanten Aufgaben zu schützen.
Andererseits sind auch viele in ver.di organisierte Menschen aktuell 
von den Maßnahmen des Wirtschaftsstopps massiv betroffen, bei-
spielsweise in der Reisebranche oder dem Luftverkehr. Hier macht 
ver.di ihren politischen Einfluss geltend, dass durch unterstützende 
Maßnahmen der Politik möglichst kein Arbeitsplatz verloren geht.
Es gehen eine Vielzahl von Anliegen und Fragen bei der Gewerk-
schaft ver.di ein: Dazu gehören Anliegen des Arbeitsschutzes, über 
Fragen zu Kurzarbeitergeld bis zu massenhaft rechtlichen Anliegen. 
Um die Maßnahmen gegen das Corona Virus zu unterstützen, hat 
ver.di allerdings entschieden, den Publikumsverkehr mit persönli-
chem Kontakt in den ver.di Geschäftsstellen einzustellen. Ebenso 
führt ver.di derzeit keine Veranstaltungen durch.
Die ver.di Bezirke haben aber entsprechende Maßnahmen getrof-
fen, um weiter für die Mitglieder ansprechbar und erreichbar zu 
sein.

Bei der Gelegenheit auch ein dickes DANKESCHÖN an alle Kolle-
ginnen und Kollegen, die derzeit in ihren unterschiedlichen Berufen 
täglich Unglaubliches leisten, um unsere Gesellschaft am Laufen zu 
halten!
Unter verdi.de finden sich immer aktuelle Neuigkeiten und Infor-
mationen zu politischen und arbeitsrechtlichen Entwicklungen rund 
um die Pandemie.

BLEIBT GESUND! SOLIDARISCH 
MEISTERN WIR DIESE KRISE!
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chen ggf. erforderlich sind. Das Corona-Virus kann allerdings 
auch in Betrieben, in denen bislang kein Homeoffice möglich 
ist, Anlass sein, über entsprechende Regelungen nachzudenken 
und entsprechende Möglichkeiten zu prüfen, um die Auswir-
kungen von Ansteckung und Erkrankungen auf den Betrieb zu 
minimieren. Fragen Sie zu den Möglichkeiten im Betrieb nach. In 
Betrieben mit Betriebsrat oder Personalvertretung können zwi-
schen diesen und dem Betrieb Absprachen erfolgen. 

• Haben Sie den Verdacht, sich mit dem Corona-Virus angesteckt 
zu haben – etwa, weil Sie z. B. in Kontakt mit einer Person wa-
ren, bei der eine Infektion festgestellt wurde – sieht die Rechts-
lage schon anders aus. Denn beim Vorliegen eines sogenann-
ten vorübergehenden persönlichen Verhinderungsgrundes (§ 
616 S.1 BGB) dürfen Sie der Arbeit fernbleiben und bekommen 
trotzdem ihr Entgelt ausgezahlt, soweit dies nicht durch Tarif- 
oder Arbeitsvertrag ausgeschlossen wurde. Dieser Verhinde-
rungsgrund liegt u.a. bei einem medizinisch notwendigen Arzt-
besuch vor, wenn dieser nur während der Arbeitszeit erfolgen 
kann. Ist zur medizinischen Abklärung eines Corona-Verdachts 
das Fernbleiben von der Arbeit nötig, muss der Arbeitgeber un-
verzüglich über das Fernbleiben von der Arbeit informiert wer-
den. Bitte beachten Sie auch die 
öffentlich zugänglichen Hinwei-
se der Ärzte und Gesundheitsbe-
hörden an Ihrem Wohnort, wie 
man mit Verdachtsfällen umge-
hen sollte. Zumeist soll zunächst 
eine telefonische Information er-
folgen und nicht direkt die Arzt-
praxis aufgesucht werden. Sie 
lassen sich dann vom Arzt oder 
anderen aufgesuchten Stelle 
schriftlich bestätigen, dass eine 
medizinische Indikation für die 
Untersuchung bestand. Zur An-
gabe des genauen Grundes des 
Arztbesuches – also der aufzu-
klärenden Erkrankung –  sind Sie 
Ihrem Arbeitgeber gegenüber 
nicht verpflichtet. 

• Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, die Krankheitssympto-
me haben und  dadurch arbeits-
unfähig sind, haben aufgrund ih-
rer Arbeitsunfähigkeit das Recht, 
der Arbeit fernzubleiben. Das 
gilt übrigens nicht nur für Corona, sondern allgemein. Die Ar-
beitsunfähigkeit muss dem Arbeitgeber unverzüglich mitgeteilt 
werden und es sind auch die sonst bei Arbeitsunfähigkeit im 
Betrieb geltenden Regelungen einzuhalten. Unabhängig davon 
sieht das Gesetz vor, dass spätestens nach dem dritten Tag der 
Arbeitsunfähigkeit dem Arbeitgeber ein ärztliches Attest – also 
die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung –vorgelegt werden muss. 
Tarifverträge oder Arbeitsverträge regeln oft die Frist für die Vor-
lage der AU-Bescheinigung abweichend von der gesetzlichen 
Grundregel. Zulässig ist sogar – bei Bestehen eines Betriebsrats 
im Betrieb allerdings nur nach dessen ordnungsgemäßer Beteili-
gung - eine Regelung der Vorlagepflicht ab dem ersten Tag der 
Arbeitsunfähigkeit. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer soll-
ten die in ihrem Betrieb geltenden Fristen kennen und beachten. 
Arbeitsunfähig erkrankte Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer haben grundsätzlich für die Dauer von sechs Wochen einen 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung gegenüber ihrem Arbeitgeber 
und anschließend auf Krankengeld von der Krankenkasse. 

2. Mein Arzt / meine Ärztin vermutet bei mir den 

Corona-Virus oder hat diesen bereits diagnostiziert. 
Schulde ich meinem Arbeitgeber eine Information 
darüber? 
Es gibt grundsätzlich keine Pflicht, dem Arbeitgeber oder den Ar-
beitskollegen die ärztliche Diagnose offenzulegen. Der bzw. die 
Beschäftigte ist lediglich verpflichtet, dem Arbeitgeber die eige-
ne Arbeitsunfähigkeit anzuzeigen und ihre voraussichtliche Dauer 
mittels Attest nachzuweisen. Es steht Ihnen natürlich frei, Ihrem 
Arbeitgeber und den Kollegen trotzdem den Grund Ihrer Arbeits-
unfähigkeit mitzuteilen, zum Beispiel um sie zu warnen. Zudem 
unterliegt eine Vielzahl der gefährlichen und ansteckenden Krank-
heitserreger – darunter Masern, Polio, Hepatitis B oder Influenza 
und seit kurzem auch der 2019-nCov, also der neue Corona-Virus 
– nach dem Infektionsschutzgesetz der behördlichen Meldepflicht. 
Das bedeutet, dass bei einer Diagnose eines dieser Erreger, der 
Arzt bzw. die Ärztin unverzüglich unter Angabe von persönlichen 
Daten der/des Erkrankten dies dem zuständigen Gesundheitsamt 
mitteilen muss. Dieses verfügt über weitreichende Kompetenzen, 
die Maßnahmen zur Bekämpfung der Erkrankung – darunter auch 
im Betrieb des Arbeitgebers - einzuleiten. Nach der kürzlich verab-
schiedeten Corona-Meldeverordnung müssen die Ärzte nicht nur 

die tatsächlichen Erkrankungsfälle 
von Corona, sondern auch Ver-
dachtsfälle den zuständigen Be-
hörden melden. 

3. Mein Arbeitgeber möch-
te mich auf Dienstreise 
schicken, ausgerechnet in 
eine Gegend, über die be-
kannt ist, dass dort viele an 
Corona erkranken. Muss ich 
dorthin reisen? 
Die Arbeitspflicht erstreckt sich 
zwar grundsätzlich auch auf 
Dienstreisen. Zur Eindämmung 
der Ausbreitung des Virus fordern 
jedoch derzeit sowohl die Gesund-
heitsexperten als auch die poli-
tisch Verantwortlichen dazu auf, 
Reisetätigkeiten auf das Nötigste 
zu beschränken. Diese Empfeh-
lung sollte auch bei Anordnung 
von Dienstreisen ernst genommen 
werden. Aufgrund der aktuell ein-

geführten Reisebeschränkungen ins Ausland und der Einschrän-
kung des Flug- und Bahnverkehrs dürften viele Dienstreisen ohne-
hin derzeit nicht in Frage kommen. Sollten Dienstreisen dennoch 
notwendig und auch realisierbar sein, gelten folgende Grundsätze: 
Erwartet der Arbeitgeber die Erbringung der Arbeitsleistung an 
einem Ort, an dem das Ansteckungsrisiko offiziell festgestellt 
wurde, etwa an einem zum Quarantänegebiet erklärten Ort oder 
in einer Gegend, zu der von Seiten des Auswärtigen Amtes eine 
offizielle Reisewarnung (nicht zu verwechseln mit einem bloßen 
Sicherheitshinweis) wegen der Infektionsgefahr vorliegt, kann der/
die Arbeitnehmer*in die Dienstreise verweigern (§ 275 Abs. 3 
BGB). Beschäftigte müssen grundsätzlich ihre Arbeitsleistung nicht 
unter Umständen erbringen, die mit erheblichen Gefahren für ihr 
Leben oder ihre Gesundheit einhergehen. Wer eine Dienstreise 
unter diesen Umständen verweigert, muss damit rechnen, dass 
ihr/ihm eine andere Arbeit zugewiesen wird. Selbst wenn das aber 
nicht passiert, behält man das Recht auf Vergütung (§ 615 BGB). 
Unterhalb der Schwelle von Reisewarnungen kann die Weisung, 
eine Dienstreise anzutreten, trotzdem „unbillig“ sein. Insoweit ist 
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eine Interessenabwägung mit den betrieblichen Belangen des 
Arbeitgebers vorzunehmen. Bei Zweifeln an der Rechtmäßigkeit 
der Anweisung einer kurzfristig anstehenden Dienstreise sollte 
allerdings zunächst das Gespräch mit dem Arbeitgeber gesucht 
und Kontakt mit dem Betriebsrat, der Personalvertretung oder 
der Gewerkschaft aufgenommen werden, um sich noch einmal 
abzusichern. Für medizinisches Personal oder Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Katastrophenschutzorganisationen, die ge-
rade zur Bekämpfung von Seuchen in den betroffenen Gebieten 
eingesetzt werden, gelten abweichende Regeln. 

4. Ich komme gerade aus einem Auslandsurlaub 
zurück. Schulde ich meinem Arbeitgeber eine Aus-
kunft darüber, wo ich war? 
Nein, diese Auskunft schulden Sie grundsätzlich nicht. Ein Infor-
mationsinteresse des Arbeitgebers könnte höchstens dann be-
stehen, wenn Sie sich in den Gebieten aufgehalten haben, für 
die das Auswärtige Amt eine offizielle Reisewarnung wegen der 
Infektionsgefahr herausgegeben hat oder die unter Quarantäne 
stehen. 

5. In meinem Betrieb gab es einen bestätigten Coro-
na-Fall. Was bedeutet das für mich? 
Das kann man pauschal nicht sagen. Es liegt in den Händen 
der zuständigen Aufsichtsbehörden, das sind in diesem Fall die 
Gesundheitsämter der Länder, über die weiteren notwendigen 
Schritte zu entscheiden. Wie zur Frage 2 ausgeführt, wird jeder 
Corona-Fall den Behörden gemeldet und sie leiten die weiteren 
Untersuchungen und Maßnahmen – auch in den Betrieben der 
Infizierten – ein. Zunächst sollte mit bestehenden Interessenver-
tretungen (etwa Betriebs- oder Personalrat) oder dem Arbeitge-
ber gesprochen werden. Natürlich kann auch der Arbeitgeber im 
rechtlich zulässigen Rahmen Maßnahmen ergreifen. 

6. Darf mein Arbeitgeber mich nach Hause schicken, 
a. weil er meint dass ich krank bin? 
Hat der Arbeitgeber begründete Anhaltspunkte, anzunehmen, 
dass der Beschäftigte an Corona erkrankt ist, darf er zum Schutz 
des Betroffenen und der restlichen Belegschaft diesen zur Gene-
sung nach Hause schicken. In diesem Fall kann er natürlich keine 
Arbeit von Zuhause aus verlangen. Bei Arbeitsunfähigkeit besteht 
insoweit ein Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
(§ 3 EFZG). 

b. weil er vage vermutet, dass ich krank sein könnte? 
Bei Freistellung von der Arbeit aufgrund bloßer vager Vermutung 
des Arbeitgebers, der/die Beschäftigte könnte erkranken, befin-
det sich der Arbeitgeber aufgrund Arbeitsfähigkeit und Arbeits-
willigkeit der/des Beschäftigten im Annahmeverzug und schuldet 
weiterhin Gehalt gemäß § 615 BGB 

c. weil er will, dass ich vorsichtshalber von Zuhause aus 
arbeite? 
Der Arbeitgeber hat grundsätzlich kein Recht, über den privaten 
Wohnraum seiner Beschäftigten zu verfügen. Er kann also nicht 
einseitig Arbeit von zu Hause aus anordnen, sondern es bedarf 
einer Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. In 
der augenblicklichen Situation und um Ansteckungen zu vermei-
den, kann es aber sinnvoll sein, sich über die Möglichkeiten der 
Homeoffice-Arbeit grundsätzlich und vermehrt zu verständigen. 

7. Was ist, wenn unser Betrieb massiv unter den 
Auswirkungen des Corona-Virus leidet. Mein Chef 
will den Betrieb vorübergehend schließen und die 

Belegschaft nach Hause schicken. Darf er das? 
Entschließt sich der Arbeitgeber aus freien Stücken den Betrieb 
vorübergehend zu schließen, kann er dies natürlich tun. Er muss 
dann aber auch in diesem Fall das Entgelt weiterzahlen (§ 615 
BGB) und darf ohne ausdrückliche Vereinbarung auch hier nicht 
auf die Stundenkonten der Beschäftigten zurückgreifen. Arbeit-
nehmer/innen einfach nach Hause schicken, ohne Lohn zu zah-
len, darf der Arbeitgeber nicht. Vielmehr trägt der Arbeitgeber 
das sog. Betriebs- und Wirtschaftsrisiko, auch bei unrentabler Be-
schäftigung (§ 615 S. 3 BGB). In der augenblicklichen Situation 
können Unternehmen zwar vermehrt auf Kurzarbeit zurückgrei-
fen und die Entgeltausfälle über Kurzarbeitergeld abfedern; im 
öffentlichen Dienst ist ein Rückgriff auf Kurzarbeit zum jetzigen 
Zeitpunkt (27.03.2020) nicht möglich. 

8. Mein Arbeitgeber hat aufgrund von Corona kei-
ne Arbeit für uns. Wir sollen Überstunden abbauen 
oder Urlaub nehmen. Auch von Minusstunden ist die 
Rede. Kann der Arbeitgeber das einseitig anordnen? 
Grundsätzlich kann der Arbeitgeber den Arbeitnehmer nicht ge-
gen seinen Willen in den Urlaub schicken. Ausnahmen gelten für 
sog. Betriebsferien. Betriebsferien müssen mit dem Betriebsrat/
Personalrat – falls es eine solchen gibt – vereinbart werden; in 
betriebsratslosen Betrieben ist zwar eine einseitige Anordnung 
möglich, es muss aber mit ausreichend Vorlauf passieren; zudem 
ist billiges Ermessen zu berücksichtigen; auch muss genug Restur-
laub zur freien Verfügung verbleiben und sind die Belange der 
Beschäftigten zu berücksichtigen. Von heute auf morgen den Ur-
laub einseitig anzuordnen ist also grundsätzlich nicht zulässig. In 
der augenblicklichen Situation sind alle gut beraten, nach einver-
nehmlichen Lösungen zu suchen. Auch der einvernehmlich ver-
einbarte Abbau von Überstunden kann ein Mittel sein, um die Zeit 
zu überbrücken. Hier kommt es auf die jeweiligen Einzelfallrege-
lungen an. 
Was die Minusstunden betrifft: Arbeitgeber dürfen nicht einseitig 
Arbeitszeitkonten mit Minusstunden belasten. Denkbar sind aller-
dings tarifvertragliche, betriebliche oder arbeitsvertragliche Rege-
lungen, die die Nutzung von Arbeitszeitkonten zur Überbrückung 
von Auftragsschwankungen vorsehen. 

9. Bei mir ist es gerade umgekehrt. Wir sind voll aus-
gelastet und ich soll mehr arbeiten als sonst, auch 
um erkrankte Kolleg*innen zu ersetzen – muss ich 
das? 
Grundsätzlich gilt: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind zur 
Arbeit in dem in ihrem Arbeitsvertrag vereinbarten Umfang ver-
pflichtet. Überstunden können dann angeordnet werden, wenn 
dies in dem Arbeitsvertrag, im anwendbaren Tarifvertrag oder der 
in ihrem Betrieb geltenden Betriebs- oder Dienstvereinbarung ge-
regelt ist. 
Nur im Notfall - etwa im Katastrophenfall zur Abwendung von 
Schäden im Betrieb – darf der Arbeitgeber einseitig überobligato-
rische Arbeit einfordern, nicht aber um in einem produzierenden 
Betrieb die erhöhte Nachfrage nach bestimmen Produkten zu be-
friedigen. In Betrieben mit Betriebsrat ist dessen Zustimmung zur 
Anordnung von Überstunden erforderlich. 
Die Überstundenarbeit muss zudem in aller Regel – Topverdiener 
ausgenommen – zusätzlich vergütet werden. Möglich ist, einen 
Freizeitausgleich statt Vergütung zu vereinbaren. 
Bei der Anordnung von Überstunden sind grundsätzlich die 
Höchstgrenzen des Arbeitszeitgesetzes einzuhalten, also die gel-
tenden Tageshöchstarbeitszeiten (in der Regel 10 Stunden), die 
Grenzen der Ruhezeiten (in der Regel 11 Stunden täglich), der 
Nachtarbeit und der Sonntags- und Feiertagsruhe. Allerdings er-
öffnet § 14 ArbZG eröffnet in Notfällen und außergewöhnlichen 
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Fällen, die unabhängig vom Willen des Arbeitgebers eintreten 
und deren Folgen nicht auf andere Weise zu beseitigen sind, 
vorübergehend Abweichungsmöglichkeiten von diesen Gren-
zen. Diese Abweichungen sind insbesondere dann zulässig, 
wenn Rohstoffe oder Lebensmittel zu verderben drohen, bei 
unaufschiebbaren Arbeiten im Bereich der Forschung oder bei 
Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen und Tieren. 
In der aktuellen Situation ist ein solcher Notfall in den Gesund-
heitseinrichtungen oder Lebensmittelproduktion denkbar, die 
Ausnahmen sind aber zum Schutz der Gesundheit der Beschäf-
tigten stets auf das Nötigste zu begrenzen, Auch in diesen Fäl-
len darf die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt 
von 6 Kalendermonaten nicht überschreiten. Die Aufsichtsbe-
hörde kann weitergehende Ausnahmen zulassen, wenn sie im 
öffentlichen Interesse dringend nötig werden (§ 15 Abs. 2 Ar-
bZG). 
Es ist geplant (24.3.2020), in dieser Woche noch in § 14 Abs. 4 
eine Ermächtigung einzufügen, nach der das Bundesministeri-
um für Arbeit und Sozialordnung in Notfällen mit bundesweiten 
Auswirkungen eine Verordnung mit weiteren Ausnahmen vom 
Arbeitszeitgesetz erlassen kann. 

10. Mein Betrieb wurde von der zuständigen Be-
hörde unter Quarantäne gestellt oder zur Schlie-
ßung aufgefordert. Bekomme ich weiterhin mei-
nen Lohn, auch wenn ich selbst nicht erkrankt bin? 
Grundsätzlich tragen die Arbeitgeber auch bei den unerwar-
teten und von ihnen unverschuldeten Betriebsstörungen, zu 
denen auch die extern angeordnete Schließung des Betriebes 
gehört, das Risiko und damit 
auch die Lohnkosten (§ 615 
BGB). Ein Massenereignis 
wie die aktuelle Corona-Pan-
demie stellt aber Betriebe 
vor bislang nicht bekannte 
Herausforderungen: Ange-
sichts der aktuell angeord-
neten, flächendeckenden 
Schließung von Kultur- und 
Sporteinrichtungen, Schulen, 
Kindertagesstätten, Clubs 
und Kneipen sind für die 
Sicherung der Löhne und 
Arbeitsplätzen der dort be-
schäftigten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer er-
gänzend zu den geltenden 
Rechtsgrundsätzen dringend 
politische Lösungen notwen-
dig, die gewährleisten, dass 
auch in diesen Fällen die Ent-
geltansprüche der Beschäf-
tigten gesichert sind. 
Das Infektionsschutzgesetz regelt bisher nur für individuelle Ar-
beitnehmer einen Anspruch gegenüber der zuständigen Behör-
de auf so genannte Verdienstausfallentschädigung. Dieser gilt 
für jene Arbeitnehmer, die als „Ausscheider, Ansteckungsver-
dächtiger, Krankheitsverdächtiger oder als sonstiger Träger von 
Krankheitserregern“ von der Behörde mit einem beruflichen 
Tätigkeitsverbot belegt wurden, (§ 56 Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG). Die Entschädigung in Höhe des Verdienstausfalls (in den 
ersten sechs Wochen) wird vom Arbeitgeber ausgezahlt, § 56 
Abs.5 IfSG. Der Arbeitgeber hat gegen die Behörde dann einen 
Erstattungsanspruch hinsichtlich des gezahlten Verdienstaus-
falls. Damit aber Beschäftigte möglichst lückenlos ihr Geld er-

halten, ist der Arbeitgeber insoweit verpflichtet, mit der Entschädi-
gungszahlung in Vorleistung zu gehen – allerdings nur für die Dauer 
von höchstens sechs Wochen, danach zahlt die Behörde die Entschä-
digung direkt an die Beschäftigten aus. Falls der Arbeitgeber nicht 
in Vorleistung geht, zum Beispiel, weil er sich weigert, können sich 
Beschäftigte mit ihrem Entschädigungsanspruch direkt an das Lan-
desamt/die Landesbehörde wenden. Sollten Beschäftigte im Laufe 
der Quarantäne tatsächlich erkranken, erhalten sie Entgeltfortzah-
lung bei Krankheit und anschließend (nach 6 Wochen) Krankengeld 
von der Krankenkasse. 

11. Und was passiert mit meiner Arbeit und meinem 
Lohn, wenn ich persönlich unter Quarantäne stehe 
ohne bereits selbst erkrankt zu sein – etwa, weil ich 
Kontakt zu Corona-Infizierten hatte? 
Personen, die unter amtlich angeordneter Quarantäne stehen oder 
dem sogenannten beruflichen Beschäftigungsverbot nach dem In-
fektionsschutzgesetz unterliegen, sind von ihrer Arbeitsverpflichtung 
befreit. 
Grundsätzlich schuldet der Arbeitgeber seinen Beschäftigten wei-
terhin die Vergütung, wenn sie für eine verhältnismäßig nicht er-
hebliche Zeit durch einen in der eigenen Person liegenden Grund 
ohne eigenes Verschulden an der Dienstleistung gehindert ist (§ 616 
S. 1 BGB). Die Rechtsprechung geht hier von einem Zeitraum bis 
zu von sechs Wochen aus (BGH v. 30.11.1978, III ZR 43/77). Diese 
Lohnfortzahlungspflicht nach § 616 BGB des Arbeitgebers kann aber 
durch Tarifvertrag oder Arbeitsvertrag ausgeschlossen oder reduziert 
werden. Zudem ist umstritten, ob der persönlicher Verhinderungs-

grund auch dann greift, wenn der 
Grund für die Verhinderung eine 
Epidemie und damit ein außerhalb 
der persönlichen Sphäre der/des 
Arbeitnehmers/Arbeitnehmerin 
liegendes Ereignis ist, das mehre-
re Personen betrifft. Besteht kein 
Anspruch auf Vergütungszahlung 
gegenüber dem Arbeitgeber, greift 
aber der Entschädigungsanspruch 
gegenüber dem Staat nach § 56 
Abs. 1 IfSG. wie in der letzten Fra-
ge beschrieben – der Arbeitgeber 
tritt hier in Vorleistung, kann aber 
die Erstattung der Entschädigung 
bei der zuständigen Behörde be-
antragen. Zudem gilt auch hier: 
Beschäftigte, die selbst an Corona 
erkranken und dadurch arbeitsun-
fähig sind, erhalten nach den „nor-
malen“ Regeln die Entgeltfortzah-
lung im Krankheitsfall (EFZG). 

12. Wie steht es um meine Arbeit und meinen Lohn, 
wenn aufgrund des Corona-Virus der Kindergarten 
oder die Schule meines Kindes geschlossen hat? Kann 
ich dann zu Hause bleiben und bekomme ich weiterhin 
mein Geld? 
Angesichts der flächendeckenden Schließung von Kindertagesstät-
ten und Schulen stehen Millionen von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern in Deutschland vor einem akuten Betreuungsproblem. 
Die bisherigen rechtlichen Lösungswege sind auf ein derart flächen-
deckendes Ereignis nicht ausgerichtet. 
Beschäftigte sind grundsätzlich verpflichtet, Anstrengungen zu un-
ternehmen, um das Kind anderweitig betreuen zu lassen. Dies ist 
aber in der augenblicklichen Situation, aufgrund der Aufforderung 
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seitens der Gesundheitsexperten und politisch Verantwort-
lichen, soziale Kontakte auf das Mindestmaß zu reduzieren 
und auf die Unterstützung etwa der Großeltern zu verzichten 
noch schwieriger, als es ohnehin oft der Fall ist. Hier sollten Sie 
schnellstmöglich ein Gespräch mit Ihrem Arbeitgeber suchen 
und gemeinsam überlegen, ob etwa Arbeit von zu Hause aus in 
Frage kommen kann. 
Grundsätzlich haben Beschäftigte - jedenfalls bei kleineren Kin-
dern - die aufgrund einer Kita- oder Schulschließung ihr Kind 
nicht anderweitig unterbringen können, die Möglichkeit, sich 
auf eine unverschuldete persönliche Verhinderung im Sinne 
von § 616 BGB zu berufen (persönliche Verhinderung wegen 
bestehender Sorgeverpflichtungen nach § 1626 S. 1 BGB). 
Dies löst dann für einen kürzeren Zeitraum (einige Tage) einen 
Anspruch des Arbeitnehmers bzw. der Arbeitnehmerin auf be-
zahlte Freistellung aus. Allerdings kann dieser Anspruch durch 
Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder Arbeitsvertrag ausge-
schlossen werden. 
Stand 23.3.2020: Die Bundesregierung plant, noch diese Wo-
che das Infektionsschutzgesetz für diesen Fall in § 56 Abs. 1 a 
zu erweitern. Wenn Arbeitnehmer*innen einen Verdienstaus-
fall haben, weil sie ihre Kinder selbst betreuen müssen, soll es 
eine Entschädigung geben. Das ist grundsätzlich zu begrüßen, 
von der Ausgestaltung jedoch zu kurz gegriffen, denn dieser 
Anspruch soll an sehr enge Voraussetzungen geknüpft sein: Die 
Kinder dürfen das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
und es darf keine andere zumutbare Betreuungsmöglichkeit 
bestehen. Dabei sind der andere Elternteil oder eine Notbe-
treuung, aber auch Freunde und Verwandte zu berücksichti-
gen, nicht aber Menschen, die einer Risikogruppe angehören 
wie z.B. die Großeltern. Noch bestehende Zeitguthaben müssen 
vorrangig abgebaut werden. 
Sind diese Voraussetzungen gegeben, gibt es einen Entschä-
digungsanspruch in Höhe von 67 % des monatlichen Netto-
verdienstes, höchstens jedoch 2016 € und längstens für 6 Wo-
chen. Während des Bezugs der Entschädigung ist der Schutz 
in der Sozialversicherung sichergestellt. Die Regelung soll zum 
30.3.2020 in Kraft treten. 
Erkrankt das Kind selbst, gelten die allgemeinen Regeln: Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer haben dann das Recht, ent-
sprechend der einschlägigen sozialrechtlichen Regelungen eine 
Freistellung aufgrund der Erkrankung des Kindes in Anspruch 
zu nehmen. Gesetzlich vorgesehen sind insoweit bis zu zehn 
Tage pro Kind und Elternteil, bei Alleinerziehenden also 20 Tage 
(§ 45 SGB V). 

13. Mein Arbeitgeber hat mir „wegen Corona“ ge-
kündigt – was muss ich beachten?
Eine Kündigung, damit sie rechtmäßig ist, muss sozial gerecht-
fertigt sein. Das bedeutet – es braucht dafür sachliche Grün-
de. Die aktuelle Krise ist nicht automatisch ein solcher Grund. 
Daher sollten Sie nicht einfach so die Kündigung hinnehmen, 
sondern sie in jedem Fall rechtlich überprüfen lassen. Wichtig 
zu wissen: Eine Klage gegen die Kündigung muss innerhalb von 
drei Wochen beim Arbeitsgericht eingehen – das gilt auch in 
Zeiten von Corona. Ausnahmsweise ist die nachträgliche Zulas-
sung verspäteter Klagen möglich, wenn der Arbeitnehmer trotz 
Anwendung aller ihm nach Lage der Umstände zuzumutenden 
Sorgfalt daran gehindert ist, die Klage innerhalb von 3 Wochen 
einzureichen. Dieser Antrag ist nur innerhalb von 2 Wochen 
nach Behebung des Hindernisses zulässig und kann nach 6 Mo-
naten ab Ende der Frist gar nicht mehr gestellt werden (§ 5 Abs. 
3 KSchG).

14. Ich komme mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht 
mehr zur Arbeit - bekomme ich weiter mein Geld? 
Nein. Das Risiko des Arbeitsweges liegt beim Arbeitnehmer - wie 
sonst auch (z.B. im Winter bei Schnee und Glatteis). Wenn ich also 
den Arbeitsplatz nicht erreichen kann, habe ich auch keinen An-
spruch auf die Vergütung für die ausgefallene Arbeitszeit.
 
15. Mein Arbeitgeber hat seinen Betrieb geschlossen - 
kann ich eine andere Arbeit annehmen in der Zeit? 
Grundsätzlich ja, eine sog. Nebentätigkeit ist dem Arbeitgeber aller-
dings mindestens (je nach vertraglicher Vereinbarung) anzuzeigen. 
Da es sein kann, dass Sie die ursprüngliche Arbeit jederzeit wieder-
aufnehmen müssen, müssen Sie mit Ihrem „Zwischenarbeitgeber“ 
ggf. sehr kurze Kündigungsfristen vereinbaren.
 
16. Mein Betrieb muss schließen, mein Arbeitgeber will 
aber, dass ich während der Schließung eine andere Ar-
beit erbringe, als bislang z.B. die Kita putze (als Erzie-
herin). Muss ich mich darauf einlassen? 
Es kommt immer darauf an, was genau für eine Tätigkeit im Ar-
beitsvertrag vereinbart ist. Das Direktionsrecht des Arbeitgebers wird 
durch die aktuelle Situation nicht erweitert. Auf der anderen Seite 
muss man da manchmal ggf. auch etwas pragmatisch sein: Auch 
eine nicht vertragsgemäße Beschäftigung sichert den weiteren Be-
zug des Gehalts und verschiebt ggf. den Bezug von Kurzarbeitergeld 
nach hinten.
 
17. Ich habe im April meinen Jahresurlaub, die Reise 
ist schon gebucht. Jetzt kann wegen Corona ich nicht 
verreisen. Kann ich meinen bewilligten Urlaub zurück-
nehmen? 
Die Tatsache, dass Sie derzeit ihren Urlaub nicht genießen können, 
gibt Ihnen leider kein Recht, den bereits bewilligten Urlaub zurück-
zufordern. Der Arbeitgeber schuldet Ihnen bezahlte Freistellung von 
der Arbeit, verantwortet aber nicht, wenn Sie Ihren Urlaub nicht wie 
geplant verbringen können. Ein “Stornierungsrecht“ gibt es nicht. 
Sie sind also hier auf Kulanz Ihres Arbeitgebers angewiesen. 

18. Was gilt für Beschäftigte, die als Grenzgänger aus 
dem Ausland nach Deutschland zur Arbeit kommen 
bzw. deutsche Beschäftigte, die im Ausland als Grenz-
gänger arbeiten, aber die Grenzen geschlossen sind? 
Hierauf gibt es keine pauschale Antwort. Solange der Grenzverkehr 
für Berufspendler zugelassen ist, können die Grenzgänger grundsätz-
lich zu ihren Betrieben gelangen. Für diejenigen, die von Betriebs-
schließungen betroffen sind, gelten dieselben Regeln wie für deren 
Arbeitskollegen aus dem Inland. Sollten weitergehende Einschrän-
kungen eingeführt werden, sind grenzüberschreitende politische 
Lösungen unverzichtbar bzw. das jeweilige Land, dessen grenzen 
geschlossen wurden, muss sicherstellen, dass die Entgeltansprüche 
der Beschäftigten gesichert werden. 

19. Welche Besonderheiten gelten für Minijobber 
Auch Minijobber und Minijobberinnen genießen grundsätzlich die-
selben Rechte wie alle anderen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer. Sie haben also z.B. Recht auf Schutz vor Kündigung und – falls 
ihr Betrieb schließt – das Recht auf Lohnersatz nach den für alle Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer geltenden Regeln. Nur unter die 
Regelungen zur Kurzarbeitsgeld fallen die Minijobber nicht, da Kurz-
arbeitergeld für sozialversicherungspflichtig Beschäftigte vorgesehen 
ist. 
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20. Wenn sich ein AN infiziert hat und positiv ge-
testet wurde, muss der AG dann die Kolleg*innen 
darüber informieren, um welche Person es sich 
handelt? 
Grundsätzlich schuldet der AN dem Arbeitgeber keine Informa-
tion über die Gründe seiner Arbeitsunfähigkeit – dieser Grund-
satz gilt auch bei Corona. Arbeitgeber, der von einer Corona-In-
fektion in seinem Betrieb erfährt, weil ihm der Beschäftigte von 
sich aus darüber informiert hat, ist allerdings verpflichtet, Maß-
nahmen zu ergreifen um die restliche Belegschaft vor Anste-
ckung zu schützen. Welche Maßnahmen das sind und ob die 
Belegschaft über die Person des Infizierten erfahren soll, hängt 
stark vom Einzelfall ab. Deshalb sollten Arbeitgeber hier am bes-
ten im engen Austausch mit den Gesundheitsbehörden han-
deln. Dabei muss eine Stigmatisierung der infizierten Beschäf-
tigten verhindert werden. 

21. Ich gehöre aufgrund meiner Vorerkrankung / 
meiner chronischen Erkrankung zu der Risikogrup-
pe. Deshalb ist meine Befürchtung, mich mit dem 
Corona-Virus anzustecken, besonders groß. Muss 
ich trotzdem zu Arbeit und falls ja: welche Schutz-
maßnahmen darf ich von meinem Arbeitgeber 
verlangen? 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die arbeitsfähig sind 
und deren Betrieb arbeitet, sind grundsätzlich verpflichtet zur 
Arbeit zu erscheinen. Was aber konkret gemacht werden muss, 
um die Risikogruppen zu schützen, kann nicht pauschal beant-
wortet werden. Bei einer Pandemie sind aufgrund der Übertra-
gungswege, die einzelnen Berufsgruppen unterschiedlich stark 
betroffen. Oft kennt der Arbeitgeber die Vorerkrankungen sei-
ner Beschäftigten nicht und braucht sie auch nicht zu kennen. 
Jedoch ist er nach Arbeitsschutzgesetz verpflichtet die Arbeit so 
zu gestalten, dass eine Gefährdung möglichst vermieden oder 
geringgehalten wird. In kleineren Unternehmen ohne betriebli-
che Interessensvertretung können Beschäftigte sich im Rahmen 
einer Wunschvorsorge jederzeit an den Betriebsarzt wenden 
und ihre diesbezüglichen Bedenken besprechen. Der Betriebs-
arzt kann sinnvolle Schutzmaßnahmen beim Arbeitgeber initi-
ieren. 
In Betrieben mit betrieblicher Interessensvertretung haben die 
Beschäftigten ebenso diese Möglichkeit, alternativ können sie 
sich aber auch jederzeit an den Betriebs- oder Personalrat wen-
den. Im Idealfall verständigt sich die betriebliche Interessensver-
tretung, mit den vom Arbeitgeber beauftragten Fachkräften für 
Arbeitssicherheit und den Betriebsärzten über die Schutzmaß-
nahmen für besonders gefährdete Beschäftigte.
 
22. Welche Vorsorgemaßnahmen muss mein Ar-
beitgeber ergreifen, um mich vor Corona zu schüt-
zen? Welche Möglichkeiten haben Betriebsräte / 
Personalräte diesbezüglich? 
Der Arbeitgeber hat gegenüber seinen Beschäftigten eine ar-
beitsvertragliche Schutz- und Fürsorgepflicht. Deshalb muss er 
dafür sorgen, dass Erkrankungsrisiken und Gesundheitsgefah-

ren im Betrieb so gering wie möglich bleiben. Je nach Art des Betrie-
bes – etwa in einem Betrieb mit viel Kundenkontakt – kann aus der 
Schutzpflicht zu einer konkreten Verpflichtung, zum Beispiel Desin-
fektionsmittel zur Verfügung zu stellen, folgen. Zudem sind Arbeit-
geber verpflichtet, ihre Beschäftigten in Bezug auf die einzuhalten-
den Hygienemaßnahmen und Schutzvorkehrungen zu unterweisen. 
Das bedeutet, dass den Beschäftigten erklärt werden muss, wie sie 
Ansteckungsrisiken minimieren. Sie können z.B. zum regelmäßigen 
Hände waschen angehalten werden. 
Gibt es im Betrieb einen Betriebsrat oder Personalrat, sind solche Hy-
gieneanweisungen seitens des Arbeitgebers, die in aller Regel Fragen 
der Ordnung des Betriebs und des Verhaltens der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen im Betrieb berühren, nach § 87 Nr.1 und Nr. 7 
BetrVG und § 75 Abs. 3 Nr. 11 und 15 BPersVG mitbestimmungs-
pflichtig. Der jeweiligen Interessenvertretung ist daher zu empfehlen, 
sehr schnell gemeinsam mit dem Arbeitsschutzausschuss nach § 11 
Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) die Gefährdungslage im Betrieb zu 
beraten. Die gemeinsame Sitzung sollte dazu genutzt werden, um 
die Reihenfolge und Arbeitsteilung zu Gefährdungsbeurteilung, Un-
terweisung, Betriebsanweisung, genereller Information und mögli-
chen Maßnahmen (persönliche Schutzausrüstungen) zügig in Gang 
zu setzen. Auch die Biostoffverordnung gibt Handlungsspielräume 
für die Interessenvertretungen. 

23. Welche Berufsgruppen sind betroffen? 
Die aktuelle Risikobewertung für die Bevölkerung in Deutschland 
kann beim Robert Koch-Institut eingesehen werden. Berufsbedingte 
Kontakte mit Corona können u.a. bei Kontakt mit infizierten Pati-
enten in der Arztpraxis, im Krankenhaus oder beim Transport von 
infizierten Patienten stattfinden. Weiterhin kann ein berufsbedingter 
Kontakt in Laboratorien, wo Verdachtserreger untersucht werden, 
aber auch in der Gastronomie und anderswo erfolgen. Aus Sicht des 
Arbeitsschutzes ist der Umgang mit Corona und damit infizierten 
Personen im Gesundheitsbereich durch die vorhandenen Bestim-
mungen geregelt. Für Beschäftigte, die durch ihre berufliche Tätig-
keit mit Infektionserregern in Kontakt kommen können, gilt u.a. die 
BioStoffV, deren Arbeitsschutzbestimmungen in den Technischen 
Regeln für Biologische Arbeitsstoffe (TRBA) branchen- und the-
menspezifisch konkretisiert werden.
 
24. Ich soll bei einem anderen Arbeitgeber als bisher 
arbeiten – muss ich das? 
Das Bundesministerium plant eine Auslegungshilfe für das Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz, nach der die Möglichkeit der Arbeitneh-
merüberlassung ohne behördliche Erlaubnis ausgeweitet werden 
soll. Das ist für die Arbeitnehmer auf freiwilliger Basis. Der Arbeit-
geber bleibt dabei derselbe, der Einsatzbetrieb ist ein anderer. Hier 
müssen die weiteren Entwicklungen abgewartet werden. 

Bitte schaut regelmäßig auf unsere Homepage: www.verdi.de.
Dort findest Du aktuelle Antworten auf die häufigsten Fragen 
zur Corona-Pandemie. Bitte nutze bei Unsicherheiten oder Un-
klarheiten die telefonische Erreichbarkeit von ver.di. 
Wir unterstützen Dich gerne!
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Wer schützt die Gesundheit der Beamtinnen und Beam-
ten? 
Beamtinnen und Beamte sind Beschäftigte im Sinne von § 2 
des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG). Die Dienststelle / der Ar-
beitgeber ist gem. §§ 3 und 4 ArbSchG verpflichtet, Maßnah-
men zum Schutz der Gesundheit der Beschäftigten zu ergrei-
fen. Gem. § 77 LPVG haben die Personalräte das Recht, auf die 
Dienststellen einzuwirken, dass hinreichende und vorsorgende 
Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten ergriffen werden. 

Gilt etwas Besonderes in Bereichen mit Publikumsver-
kehr oder im Außendienst? 
Beamtinnen und Beamte in Feuerwehren, Rettungsdiensten, 
Gesundheitsämtern, Ord-nungsbehörden und Bereichen mit 
erheblichem Publikumsverkehr sind möglichst besonders und 
durch umfangreiche und geeignete Maßnahmen zu schützen. 
Sie haben aber nicht das Recht, den Dienst mit Hinweis auf die 
besondere Gefährdung abzulehnen.

Beamtinnen und Beamte mit Vorerkrankungen / besondere 
Risikogruppen 
Beamtinnen und Beamte, die aufgrund von Vorerkrankungen, dem 
Alter oder ihrer persönlichen Situation besonders gefährdet sind, 
sollten in Absprache mit der Dienststellenleitung und dem Perso-
nalrat aus dem unmittelbaren Publikumskontakt herausgenommen 
oder durch zusätzliche Maßnahmen geschützt werden. Es ist im Ein-
zelfall zu prüfen, welche Maßnahme hilfreich ist. 

Wie verhalte ich mich, wenn ich Sorge vor einer Ansteckung 
habe? 
Beamtinnen und Beamte können den Dienst nicht mit der Begrün-
dung einer besonderen gesundheitlichen Gefahr ablehnen. Sie ha-
ben aber das Recht und die Pflicht, die Dienststelle auf die beson-
deren Gefahren hinzuweisen und alle machbaren und notwendigen 
Hilfen einzufordern.

Hinweise für Beamtinnen und Beamte…. 

Hinweise zu den Auswirkungen auf Abschlussprüfungen
nach dem Berufsbildungsgesetz

Verschiebung von Abschlussprüfungen durch die 
Zuständigen Stellen mit Auswirkungen auf das 
Berufsausbildungsverhältnis möglich. 

ver.di empfiehlt Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen sowie Personalräten rechtliche Möglich-
keiten zur Unterstützung der betroffenen Auszubil-
denden zu nutzen

Die ergriffenen Maßnahmen der Länder und zuständigen Be-
hörden sind auch im Alltag von Auszubildenden spürbar. Zu-
ständige Stellen und Prüfungsausschüsse sorgen sich um die 
Durchführung der Abschlussprüfungen und beraten mögliche 
Maßnahmen die die Durchführung gewährleisten. Aber auch 
Terminverschiebungen sind im Gespräch.

Teilnahme an Abschlussprüfungen
Sofern die Abschlussprüfungen stattfinden, gilt jede Teilnah-
me als Prüfungsversuch. Im Falle des Nicht-Bestehens, kann die 
Prüfung zweimal wiederholt werden. Das Berufsausbildungs-
verhältnis verlängert sich auf Verlangen der Auszubildenden bis 
zum nächstmöglichen Prüfungstermin, längstens um ein Jahr. 

Auszubildende die krank sind oder sich in angeordneter Qua-
rantäne befinden, können aus diesem wichtigen Grund von der 
Prüfungsteilnahme zurücktreten. In jedem Fall, ist ein ärztliches 
Attest bzw. die Anordnung der zuständigen Behörde bei der 
Zuständigen Stelle vorzulegen. Die Prüfung gilt nicht als fehlge-
schlagener Prüfungsversuch und wird nicht auf die Wiederho-
lungsmöglichkeiten angerechnet. Das Berufsausbildungsverhält-
nis verlängert sich auch hier auf Verlangen der Auszubildenden 
bis zum nächstmöglichen Prüfungstermin, längstens um ein Jahr. 

§ 37 BBiG - Abschlussprüfung 
Auszubildende in einem anerkannten Ausbildungsberuf, z.B. 
Veraltungsfachangestellte, haben Anspruch auf eine Ab-
schlussprüfung. Eine zeitliche Regelung, innerhalb welchen 
Zeitspannen die Prüfungen angeboten werden, bestehen 
nicht. Die Prüfungstermine werden durch die Zuständigen 
Stellen nach eigenem Ermessen bestimmt.

Die Angst vor einer möglichen Ansteckung rechtfertigt keinen Prü-
fungsrücktritt. In diesem Fall wird die Prüfung mit „nicht bestanden“ 
bewertet.

Teilnahme trotz angeordneter Quarantäne
Nein. Die häusliche Quarantäne ist eine Anordnung der zuständigen 
Behörde. Ein Verstoß gegen die Anordnung ist ein strafbarer Verstoß 
gegen das Infektionsschutzgesetz.

Verschiebung des Prüfungstermins
Der Prüfungstermin wird von den Zuständigen Stellen nach eigenem 
Ermessen bestimmt. Kann eine ordnungsgemäße Durchführung der 
Abschlussprüfungen nicht gewährleistet werden, z.B. aufgrund be-
hördlich angeordneten Hygienevorschriften, kann der Prüfungster-
min verschoben werden. 

(Neuer) Prüfungstermin vor Vertragsende
Wird der (neue) Prüfungstermin um wenige Wochen verschoben, 
hat dies keine weiteren Auswirkungen auf das Berufsausbildungs-
verhältnis. Das Berufsausbildungsverhältnis endet bei bestandener 
Abschlussprüfung mit der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. Im 
Falle des Nicht-Bestehens verlängert sich das Berufsausbildungsver-
hältnis auf Verlangen der Auszubildenden bis zum nächstmöglichen 
Prüfungstermin, längstens um ein Jahr.

(Neuer) Prüfungstermin nach Vertragsende
Liegt der (neue) Prüfungstermin nach dem eigentlichen Vertragsen-
de, müssen Auszubildende aktiv werden! 

Denn das Berufsausbildungsverhältnis endet spätestens mit Ablauf 
der Ausbildungszeit – also der Vertragslaufzeit. 

§ 21 Abs. 1 - 2 BBiG - Beendigung 
Das Berufsausbildungsverhältnis endet mit Bestehen der Abschluss-
prüfung (Bekanntgabe des Ergebnisses durch den Prüfungsaus-
schuss), spätestens jedoch mit Ablauf der Ausbildungszeit. Diese 
ist im Ausbildungsvertrag angegeben, i.d.R. enden Berufsausbil-
dungsverhältnisse mit dem 31.07. oder 31.08. 
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ver.di empfiehlt Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen (JAV) und Personalräten mit der Dienst-
stelle klare Absprachen zum Verfahren zu treffen. 

Ausfall der Ausbildung
Ziel der Ausbildung ist es die notwendige berufliche Hand-
lungsfähigkeit zu erlangen. Der Ausbildende hat dafür Sorge 
zu tragen, dass die nötigen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten vermittelt werden. Aber auch Auszubildende haben eine 
Mitwirkungspflicht. Sie haben sich zu bemühen, die berufliche 
Handlungsfähigkeit zu erwerben, hierzu zählt auch Zeit selbst 
zu investieren, z.B. durch das Lesen von Büchern
(BAG 11.1.1973 – 5 AZR 467/72). 

Kann die berufliche Handlungsfähigkeit nicht erreicht werden, 
weil z.B. wichtige Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
nicht vermittelt werden konnten, so kommt in Ausnahmefällen 
eine Verlängerung der Berufsausbildung in Betracht. 

§ 21 Abs. 3 BBiG – Verlängerung 
Auf Verlangen der Auszubildenden verlängert sich das Berufs-
ausbildungsverhältnis. Es sind keine Formvorschriften vorge-
sehen, es kann mündlich, schriftlich oder durch schlüssiges 
Handeln ausgedrückt werden. 

Berufsschultage und dienstbegleitender
Unterweisung
Aufgrund der aktuellen Schließung von Oberstufenzentren und 
Schulen bis zu den Osterferien, fallen Berufsschultage aus. Es ist je-
doch nicht davon auszugehen, dass diese Schließungen eine Verlän-
gerung der Ausbildungszeit rechtfertigen.
Auch der Ausfall von dienstbegleitender Unterweisung (DBU) steht 
den Abschlussprüfungen in diesem Sommer grundsätzlich nicht 
im Weg. Die DBU unterstützt die Vermittlung von Fertigkeiten, 
Kenntnissen und Fähigkeiten, die die praktische Ausbildung in den 
Fachämtern unterstützten. Soweit in praktischen Ausbildung mög-
lich, sollten Auszubildende im dritten Ausbildungsjahr insbesondere 
mit Tätigkeiten aus prüfungsrelevanten Themenbereichen beschäf-
tigt werden. Ein Mindestangebot sollte ein (kompaktes) Nachholan-
gebot nach Bewältigung der Corona-Krise, z.B. in Form von Repeti-
torien, durch die Studieninstitute/Verwaltungsschulen sein.  

ver.di empfiehlt JAVen ihre Antragsrechte zu nutzen, 
um Maßnahmen zu beantragen, die Auszubildenden 
Möglichkeiten zur Prüfungsvorbereitung eröffnen. Z.B. 
die Freistellung von der planmäßigen Ausbildung zum 
Selbststudium über den tarifvertraglichen Anspruch 
hinaus.

Anschlussbeschäftigung und Übernahme
Auswirkungen auf eine anschließende Übernahme in ein Arbeitsver-
hältnis bestehen nicht. 

Sollte es zu einer Verlängerung des Berufsausbildungsverhältnisses 
kommen, ist dies zu berücksichtigen. Ein Wechsel in ein Arbeitsver-
hältnis vor dem erfolgreichen Bestehen der Abschlussprüfung ist 
zwar möglich, jedoch ist hiervon dringend abzuraten. Im Falle des 
Nicht-Bestehens erlischt der Anspruch auf zwei Wiederholungsver-
suche nach § 21 Abs. 3 BBiG. 

Die Situation bedarf einer weiteren Beobachtung, Einschätzungen 
und Empfehlungen können sich je nach Verlauf der Corona-Krise 
verändern.

§ 8 Abs. 2 BBiG - Verlängerung  
Auf Antrag der Auszubildenden kann die Zuständige Stelle 
in Ausnahmefällen die Ausbildungszeit verlängern, wenn die 
Verlängerung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu er-
reichen. 

Erforderlich ist die Verlängerung z. B. wenn längere, nicht von 
den Auszubildenden zu vertretende Ausfallzeiten vorliegen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Ihr seid systemrelevant! Ihr leistet einen existenziellen Beitrag 
dazu, dass Ärzt*innen, Pfleger*innen, Sanitäter*innen, Feuer-
wehrkräfte, Polizist*innen, Eure Kolleg*innen in den Kitas und 
viele andere ihre Arbeit machen können, um uns alle durch die-
se Krise zu bringen. Daher bitten wir Euch, achtet auf Euch und 
Eure Gesundheit und die Gesundheit der Euch anvertrauten 
Kinder. Um Euch zu unterstützen, haben wir hier Erkenntnisse 
und Maßnahmen zusammengestellt, die nach heutigem Kennt-
nisstand als sinnvoll gelten und deren Beachtung wir empfeh-
len.  

Was ist SARS-CoV-2 (Corona Virus) und wie wirkt es?
Der offizielle Name des Corona Virus lautet SARS-CoV-2, wäh-
rend die Krankheit, die das Virus auslöst, COVID-19 genannt 
wird (WHO 2020). Mitte der 1960er Jahre wurden Coronavi-
ren erstmals identifiziert. Menschen und verschieden Tiere (u. a. 
Vögel und Säugetiere) können sich infizieren. Beim Menschen 
lösen Corona Viren verschiedene Krankheiten aus, die unter-
schiedliche Schweregrade erreichen können. Von Erkältungen 
bis hin zu schweren und potenziell tödlichen Erkrankungen 
wie dem Middle East Respiratory Syndrome (MERS) oder Se-

vere Acute Respiratory Syndrome (SARS) (RKI 2020a). Gerade bei 
Menschen mit Vorerkrankungen oder älteren Menschen zeigen sich 
schwierige lebensbedrohliche Krankheitsverläufe. Das Corona Virus 
überträgt sich vermutlich hauptsächlich über die Tröpfcheninfektion. 
Möglich sind aber auch Schmierinfektionen und eine Ansteckung 
über die Bindehaut der Augen (RKI 2020b). Weitere Erkenntnisse zur 
Entstehung und Bekämpfung des Virus gibt es bislang nicht.

Wer sollte keine Notbetreuung übernehmen?
Geht solidarisch miteinander um und schützt Kolleg*innen, die be-
sonders gefährdet sind. Das Robert Koch-Institut (RKI) (RKI 2020b) 
hat eine Liste mit Indikatoren veröffentlicht, die beschreiben, welche 
Menschen ein erhöhtes Risiko für schwere Krankheitsverläufe haben. 
Gefährdete Personengruppen sind hier einsehbar:
-Link-

Kolleg*innen, die so vorbelastet sind und damit besonders 
gefährdet, sollten nicht zu Notdiensten herangezogen wer-
den.
Wie sollten Abläufe in der Kindertageseinrichtung organisiert wer-
den?
Wichtig ist, um Virenübertragungen in den Kindertageseinrichtun-

Schutz für Beschäftigte und Kinder in der Notbetreuung in
Kindertageseinrichtungen und in Angeboten für Schulkinder

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogruppen


WIR HALTEN DIE UHR AN!
Angesichts der Entwicklungen rund um die Verbreitung des Co-
rona Virus/COVID-19 findet die für den 23. März 2020 in Pots-
dam geplante zweite Verhandlungsrunde im Sozial-und Erzie-
hungsdienst nicht statt.
Diese Entscheidung haben wir in Abstimmung mit der VKA ge-
troffen. Das bedeutet, dass die Verhandlungen vorübergehend 
ausgesetzt sind. In Anbetracht der Bedeutung dieser Tarifver-
handlungen ist uns diese Entscheidung nicht leichtgefallen und 
wir haben uns dazu intensiv beraten! Das Corona Virus, dessen 

Auswirkung mit Geschwindigkeit zunimmt, bringt schon jetzt immer 
mehr Einschränkungen für das gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Leben mit sich. Wir sind daher gemeinsam der Auffassung, dass das 
jetzt die richtige und notwendige Entscheidung ist.
In vielen Bereichen des öffentlichen Dienstes greifen bereits „Notfall-
pläne“ und damit verbunden Maßnahmen wie Absagen von „grö-
ßeren Zusammenkünften“, Sitzungen, Dienstreisen, Personal- und 
Betriebsversammlungen usw. Viele von Euch, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, sind selbst in Krisenstäben. Die aktuelle Situation löst schon 
jetzt vielfach eine erhöhte Arbeit und psychische Belastungen aus. 
Einschränkungen des Alltags sind deutlich spürbar und das nicht nur, 
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gen zu vermeiden bzw. einzudämmen, die Kontaktkreise mög-
lichst klein zu halten, d. h. kleine Kindergruppen
mit wenigen konstanten Bezugserzieher*innen einzurichten. 
Sinnvoll ist es, wenn mehrere Gruppen in einer Kita betreut 
werden, den Kontakt zwischen den Gruppen zu unterbinden. 
Auch die Fachkräfte der Gruppen sollten möglichst Abstand 
(mind. 2 Meter) voneinander halten. Im Eingangsbereich der 
Kita sollte eine Begrüßungs- und Verabschiedungszone für El-
tern eingerichtet werden, damit Eltern die Kita nicht betreten. 
Besucher*innen (wie z. B. Journalist*innen, Politiker*innen) sol-
len die Kita ebenfalls nicht mehr betreten. Anfragen können 
telefonisch oder per Mail beantworten werden. Das gleiche gilt 
für Lieferant*innen, die ihre Waren vor der Eingangstür abstel-
len sollen.

Welche Hygienemaßnahmen sind zu ergreifen? 
Basishygiene
Um den Übertragungsweg zu durchbrechen, ist regelmäßiges 
gründliches Händewaschen (mindestens 20 Sekunden) nötig. 
Wichtig dabei ist, die Handflächen, den Handrücken, die Finger-
zwischenräume, den Daumen und die Fingernägel zu reinigen. 
Es senkt die Keime an den Händen auf bis zu ein Tausendstel. 
In vielen Studien wurde nachgewiesen, dass sich beispielsweise 
das Risiko von Durchfallerkrankungen durch gründliches Hän-
dewaschen fast halbiert (BZgA 2020). Weitere Informationen 
zum gründlichen Händewaschen gibt es hier: -Link-

Zudem gilt, sich an die Nies- und Hustregeln zu halten, auf 
Händeschütteln zu verzichten, sich nicht ins Gesicht zu fassen, 
Abstand zu halten und bei Atemwegssymptomen zu Hause zu 
bleiben (RKI 2020a). 
Tipps für das Händewaschen mit Kindern: Beim Händewaschen 
z. B. zwei Mal „Happy Birthday“ singen, damit 20 Sekunden 
gefüllt werden.

Welche Desinfektionsmittel wirken?
Nach Empfehlungen des Robert Koch-Instituts (RKI) (2020a) 
sind zur chemischen Desinfektion Mittel mit dem Wirkungsbe-
reich „begrenzt viruzid“ (Wirksamkeit gegen behüllte Viren), 
„begrenzt viruzid PLUS“ oder „viruzid“ zu verwenden. Geeig-
nete und getestete Mittel sind einzusehen unter: -Link-

Weitere (Hygiene-)Maßnahmen
Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) 
hat bisher keine Empfehlungen für Hygienemaßnahmen in Kin-
dertagesstätten veröffentlicht (BAuA 2020). Wie auch in an-
deren Einrichtungen ist, aktuell aber auch hier besonders auf 
Hygienemaßnahmen zu achten. Zusätzlich zu den routinemä-
ßigen Hygienemaßnahmen in Kindertagesstätten (vgl. bspw. 

Vorgaben des Bayerischen Landesamt für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit:
-Link-
ist empfehlend vorzunehmen (vgl. RKI 2020c; RKI 2020d; DGUV 
2020):
Täglich/bei Verschmutzung: Wischdesinfektion der (Handkontakt-)
Flächen (z. B. Türgriffe, Nassbereiche, Tische) mit einem Flächendes-
infektionsmittel mit nachgewiesener, mindestens „begrenzt viruzi-
der“ Wirksamkeit.- Bei Bedarf sind Desinfektionsmaßnahmen auf 
weitere Flächen auszudehnen.
Alle Gebrauchsgegenstände, Spielsachen etc. sind regelmäßig mit 
einem Flächendesinfektionsmittel mit mindestens „begrenzter viru-
zider“ Wirksamkeit zu reinigen
Geschirr auf 60 °C waschen
Wäsche/Textilien können einem desinfizierenden Wäschedesinfekti-
onsverfahren gemäß RKI-Liste zugeführt werden und bei mindestens 
60 °C gewaschen werden. Anschließend sollen die Textilien gut ge-
trocknet werden.
Handtücher sollen immer nur von einer Person genutzt werden
Als Taschentücher sind Einwegtücher zu verwenden, die nach Benut-
zung sofort entsorgt werden.
Die Entsorgung von Abfällen, die mit Sekreten oder Exkrementen 
kontaminiert sind, ist regelmäßig durchzuführen.
Bad- und Toilettenoberflächen sollten mindestens einmal täglich mit 
einem Flächendesinfektionsmittel (mindestens „begrenzt viruzid“) 
gereinigt und desinfiziert werden.
Regelmäßiges Lüften
Begrenzung der Personenanzahl pro Raum Notfallpläne erstellen. 
-Link-

Persönliche Hygiene
Anders als Pflegekräfte und Ärzt*innen habt Ihr keine Arbeits- und 
Schutzkleidung, da wir jedoch nicht genau wissen, ob sich das Virus 
auch an der Kleidung, in den Haaren oder an anderen Körperteilen 
als den Händen befinden kann, solltet Ihr bei Eurer Ankunft zu Hause 
nach der Arbeit:
- die Kleidung ablegen und bei mind. 60 Grad waschen
- Duschen und Haare waschen

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
dies ist unser heutiger Kenntnisstand. Sobald wir neues erfahren, 
werden wir euch informieren.
Passt gut aufeinander auf.
Gerade in Zeiten der Not ist solidarisches Handeln gefragt!

Information zur vorübergehenden Aussetzung der
Tarifverhandlungen im Sozial- und Erziehungsdienst

www.infektionsschutz.de/haendewaschen/
www.rki.de/DE/Content/Infekt/Krankenhaushygiene/Desinfektionsmittel/Desinfektionsmittellist/Desinfektionsmittelliste_node.html
www.lgl.bayern.de/downloads/gesundheit/hygiene/doc/hygienemassnahmen_kindertageseinrichtungen.pdf
www.dguv.de/de/praevention/themen-a-z/biologisch/faq-coronavirus/index.jsp
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weil die Behörden vor größeren Menschenansammlungen ge-
warnt und Pandemiepläne aktualisiert wurden.
Es wäre daher nicht zu verantworten, Euch, unsere Kolleginnen 
und Kollegen, Familien und Freunde einer Gefahr durch das Vi-
rus auszusetzen. Gesundheit und Gesundheitsschutz geht uns 
vor. Wir werden die Entwicklungen rund um das Virus weiterver-
folgen, bewerten und unser Handeln der dynamischen und ernst 
zu nehmenden Lage fortlaufend anpassen. Sobald die Situation 

es zulässt, werden wir Euch einen neuen Termin zur Fortsetzung der 
Tarifverhandlungen für die Beschäftigten im Sozial- und Erziehungs-
dienst mitteilen. 
Lasst uns diese schwierigen Zeiten solidarisch meistern. Bleibt 
gesund!

Bitte schaut regelmäßig auf unsere Homepage
 www.mehr-braucht-mehr.verdi.de.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hiermit möchten wir 
Handlungsempfehlungen für betriebliche Vorgehenswei-
sen auf Baubetriebshöfen und in Reinigungsdiensten, 
in der aktuellen besonderen Situation durch den sich 
verbreitenden Corona-Virus, geben. 

Regelmäßig Informationen nutzen: 
Regelmäßig über die aktuellen allgemeinen Empfehlungen in-
formieren (Robert Koch Institut: -Link-
DGB: Corona und Arbeitsrecht
-Link-
Aktuelle Informationen für Beschäftigte, Betriebs-und Personal-
räte (ver.di Bereich Mitbestimmung):
-Link-

Gesetze, tarifvertragliche Regelungen und die
Mitbestimmung gelten weiter
Grundsätzlich bleibt festzustellen, dass alle einschlägigen Ar-
beitsgesetze, Tarifverträge, die Mitbestimmung von Personalrä-
ten, Betriebs- bzw. Dienstvereinbarungen und arbeitsvertragli-
che Regelungen uneingeschränkt weitergelten. Dies beinhaltet 
auch die darin enthaltenen Regelungen zur Arbeitszeit, Vergü-
tung, Zuschlägen und von Überstunden usw. Der TVöD sieht 
auch für unerwartete oder unverschuldete Störungen des 
Dienst- bzw. Betriebsablaufs infolge einer Pandemie keine Aus-
weitung des Direktionsrechts der Arbeitgeber*in vor. 

Infoteil Baubetriebshöfe 
In der aktuellen Pandemie Situation unterliegen die Arbeiten in 
Baubetriebshöfen besonderen Anforderungen an Hygiene und 
Arbeitsorganisation. Oft wird in Trupps bzw. Kolonnen gear-
beitet, die Sozialräume und Waschräume sind vielerorts in ihrer 
Größe nicht für die aktuellen hygienischen Erfordernisse und 
die angeordneten einzuhaltenden Abstände geeignet. Auch der 
Transport von Beschäftigten an den Einsatzort muss an diesen 
Anforderungen ausgerichtet und neu organisiert werden. 

Handlungsfeld Trupps/Kolonnen 
Um die Infektionskette zu unterbrechen und die Ausbreitung 
zu verlangsamen, muss die Zahl der zusammenarbeitenden 
Beschäftigten auf ein Minimum reduziert werden, bestenfalls 
sind es 2 Beschäftigte pro Trupp/Kolonne. Auch die Einteilung 
in zeitlich versetzt arbeitende Gruppen ist hierzu eine geeigne-
te Maßnahme. Möglich sind z. B. strikt getrennt voneinander 
arbeitende und nicht miteinander in Kontakt kommende Früh- 
und Spätschichten oder andere Modelle der Dienstplangestal-
tung. Die bestehenden tarifvertraglichen Arbeitszeitregelungen 
ermöglichen die dafür notwendigen Rahmenbedingungen.

Handlungsfeld Sozial- und Waschräume 
Eine tägliche, mehrmalige und flächendeckende Reinigung aller 
Räume ist zwar wünschenswert und geboten, wird sich aber in der 
Realität auf den Baubetriebshöfen nur bedingt umsetzen lassen. Da-
her ist eine möglichst geringe Aufenthaltsdauer in den Gebäuden 
anzuraten. Wir empfehlen den Wegfall der Umkleidevorgänge auf 
den Baubetriebshöfen. Ausgenommen davon sind Beschäftigte in 
Arbeitsbereichen, die eine schwarz/weiß Trennung voraussetzen. In 
den Waschräumen sind die entsprechenden Reinigungs- und Desin-
fektionsmittel für die Beschäftigten vorzuhalten. Die Duschen sind 
bis auf weiteres für die Benutzung zu sperren. Die Umkleidezeiten 
sind Ortsunabhängig zu gestalten. Die Nutzung der Sozialräume für 
Frühstücks- oder Mittagspausen ist bis auf Weiteres zu untersagen. 
Der Betrieb vorhandener Kantinen ist analog den aktuell gültigen 
Regelungen für Gaststätten zu organisieren. Zur teilweisen bzw. 
vollständigen Wiederinbetriebnahme der Sozialräume und Betriebs-
kantinen sind die Empfehlungen der Landesgesundheitsämter oder 
übergeordneter Behörden zu beachten. 

Handlungsfeld Transport von Beschäftigten zum Einsatzort 
Die bestehende räumliche Enge in den Fahrzeugen lässt eine Beför-
derung von mehr als 2 Personen, unter den derzeitigen Vorgaben des 
einzuhaltenden Abstands, nicht zu. Bei der Nutzung von Fahrzeugen 
mit Doppelkabine sollte die zweite Person hinten im Fahrzeug sitzen. 
Vor Übergabe der Fahrzeuge an eine andere Gruppe oder einen an-
deren Trupp sind sämtliche Bedienelemente im Fahrzeuginnern mit 
den geeigneten Mitteln zu desinfizieren. 

Handlungsfeld Direktionsrecht 
Mit Blick auf die oben genannten möglichen Veränderungen an Ar-
beitsabläufe und Arbeitsorganisation werden die Arbeitgeber*innen 
die Möglichkeiten des Direktionsrechts nutzen um Beschäftigte mit 
anderen Aufgaben zu betrauen. Die Umsetzung auf andere Arbeits-
plätze ist vom Betriebs- oder Personalrat mitzubestimmen. Die Be-
schäftigten müssen den im Rahmen des Direktionsrechts ausgespro-
chenen Anordnungen Folge leisten. Aufgrund der aktuellen Situation 
kann es erforderlich sein, dass Beschäftigte zu anderen zumutbaren 
Tätigkeiten herangezogen werden. Die entsprechenden Regeln zum 
Arbeits- und Gesundheitsschutz müssen auch für den geänderten 
Aufgabenbereich eingehalten werden. Dies gilt in gleichem Maß 
für die zur übertragenen Aufgabenerfüllung notwendigen Einwei-
sungen in Maschinen und Fahrzeuge, sie müssen den Beschäftigten 
vorab zur Verfügung gestellt werden. 
In dieser besonderen Situation ist es für alle Beschäftigten und Füh-
rungskräfte notwendig, sich gemeinsam auf notwendige und ggf. 
veränderte Aufgaben zu verständigen. Vor einer Verweigerung an-
dere Tätigkeiten zu übernehmen, sollte der Rat des Betriebs- bzw. 
Personalrates eingeholt werden. Dies schützt vor möglichen arbeits-
rechtlichen Konsequenzen.

Handlungshilfe für Baubetriebshöfe und Reinigungsdienste
während der Corona-Pandemie

www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/nCoV.html
www.dgb.de/-/m72
https://www.verdi.de/wegweiser/mitbestimmung/
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Handlungsfeld Hygienemaßnahmen 
- Den Beschäftigten ist Handdesinfektionsmittel zur Verfügung zu 
stellen und bei der Arbeitsvor- und Nachbereitung muss ausreichend 
Zeit vorhanden sein, um ausführlich Handflächen und Arbeitsmittel 
reinigen zu können.  
- Wischen statt Sprühen: Die Berufsgenossenschaft Bau weist explizit 
darauf hin, dass eine Sprühdesinfektion nicht so gründlich ist, wie 
das Wischen. Wischen benötigt mehr Zeit. Diese ist beim Personal-
einsatz und der Flächenplanung zu berücksichtigen. 
- Regelmäßiges Händewaschen ist derzeit besonders wichtig. Neben 
der Seife sind Cremes zum Hautschutz und zur Hautpflege zur Ver-
fügung zu stellen. 
- Trotz der Hautreinigung müssen Handschuhe verhindern, dass die 
Haut mit Reinigungs- und Desinfektionsmitteln in Kontakt kommt. 
Um Schwitzen zu vermeiden sind zusätzlich Baumwollhandschuhe 
zum Unterziehen zur Verfügung zu stellen. 
- Die Pausenräume müssen von den Räumen für die Arbeitsmittel 
getrennt sein, damit Keime nicht die Pausenverpflegung infizieren. 

Infoteil Reinigungsdienste 
Hygiene, die durch die Arbeit der Kolleginnen und Kollegen der 
Reinigungsdienste gesichert wird, ist eine lebensnotwendige 
Aufgabe im Rahmen der Corona Bekämpfung und des Infek-
tionsschutzes. Doch auch für den eigenen Schutz der Reini-
gungskräfte sind einige wichtige organisatorische Maßnahmen 
umzusetzen. 

Handlungsfeld Arbeitsorganisation 
Größere Menschenansammlungen sind zu vermeiden. Daher 
sind Einsatzzeiten der Reinigung so zu organisieren, dass die 
Empfehlungen des Robert- Koch-Instituts sowie die jeweiligen 
Anordnungen der Landesregierungen bzw. Gesundheitsämter 
zu Hygiene- und Verhaltensregeln, z. B. den einzuhaltenden 
Mindestabstand oder die Höchstzahl von Personen in geschlos-
senen Räumen, berücksichtigt werden. Zusätzliche Aufgaben 
können durch besondere Anforderungen in verschiedenen Teil-
bereichen, so z. B. in den Gesundheitsämtern oder den Einrich-
tungen der Notbetreuung für Kinder entstehen. 
Wichtig sind sachgerechte Unterweisungen, um beispielsweise 
die vorgeschriebene Dosierung von Reinigungs- und Desinfizie-
rungsmitteln einzuhalten oder aber um ebenso Vorsichtmaß-
nahmen beim Infektionsschutz abzusichern. 

Hinweise für unsere Lohnsteuerberatung              
Wir sehen uns leider gezwungen, alle persönlichen Lohnsteuerberatungen erst einmal abzusagen. Das bedeutet aber nicht, dass wir 
den Service ganz einstellen; wir möchten dir anbieten, uns deine Unterlagen per Post zu senden oder in den Briefkasten der nächsten 
ver.di – Geschäftsstelle einzuwerfen. 
Bitte vermerke auf deinen eingereichten Unterlagen deine Rufnummer, deinen Beratungstermin und eventuelle Besonderheiten, die 
lohnsteuerrelevant sind – z.B. Wechsel der Steuerklasse, Umzug, etc. Die Lohnsteuerberater werden die Fälle dann bearbeiten und die 
Unterlagen mit der ausgefüllten Lohnsteuererklärung an dich zurücksenden. 
Je nach Situation werden wir evtl. auch später im Jahr wieder persönliche Beratungstermine anbieten können. 
Wir bedauern die Unannehmlichkeiten und hoffen, dass Du Verständnis dafür hast, dass für uns der Gesundheitsschutz die oberste 
Priorität hat.


